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Gesundheitliche Versorgung von
Menschen ohne gültige Aufent-
haltspapiere in Deutschland – Ein
Scoping-Review

Hintergrund

Menschen ohne gültige Aufenthalts-
papiere1 haben in Deutschland einen
erschwerten Zugang zur Gesundheits-
versorgung. Sie sind mit einer konflikt-
reichen und widersprüchlichen Geset-
zeslage konfrontiert, die dazu führt,
dass sie den Kontakt mit dem Ge-
sundheitswesen möglichst vermeiden
oder hinauszögern: Grundsätzlich haben
Menschen ohne Papiere Anspruch auf
eingeschränkte Gesundheitsleistungen
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz.
Vor der Inanspruchnahme von Ge-
sundheitsleistungen müssen sie jedoch
beim zuständigen Sozialamt einen Be-

1 Im Folgenden wird die Bezeichnung „Men-
schen ohne gültige Aufenthaltspapiere“ bzw.
verkürzt „MenschenohnePapiere“ fürPersonen
verwendet, die sich ohne asyl- oder auslän-
derrechtlichen Aufenthaltstitel, ohne Duldung
undohnebehördlicheErfassung inDeutschland
aufhalten bzw. ohne Arbeitserlaubnis arbei-
ten. Die Vielfalt der Begrifflichkeiten sowie
der damit einhergehende kritische Diskurs zu
Konnotationen und Diskriminierungsrisiken
können imArtikel nicht abgebildetwerden; auf
die Bedeutung der Wortwahl soll hier jedoch
hingewiesenwerden.ZusätzlichwirdderBegriff
„MenschenohneKrankenversicherungsschutz“
verwendet, der auchweitere Personengruppen
(z. B. Bürger:innen anderer EU-Staaten und
deutsche Staatsangehörige ohne Krankenversi-
cherung)mit vergleichbaren Zugangsbarrieren
zumGesundheitssystemumfasst.

C.Ochs undM.Grube teilen sichdie Erstautorin-
nenschaft.

handlungsschein beantragen. Dieses ist
aufgrund der in Deutschland geltenden
Übermittlungspflichten für öffentliche
Stellen (§ 87 Abs. 2 Aufenthaltsgesetz
(AufenthG)) gesetzlich verpflichtet, Per-
sonen, die keinen gültigen Aufenthalts-
statushaben, andieAusländerbehördezu
melden.Menschen ohne Papiere können
ihrRechtaufgesundheitlicheVersorgung
daher nicht in Anspruch nehmen, ohne
Aufdeckung und Abschiebung zu riskie-
ren. Ohne vorherigen Behördenkontakt
können sie nur eine Notfallversorgung
im Krankenhaus in Anspruch nehmen.
Krankenhäuser sind im medizinischen
Notfall verpflichtet, Hilfe zu leisten, auch
wenn kein Krankenversicherungsschutz
besteht. Die ärztliche Schweigepflicht
verlängert sich in diesem Fall auf das
Verwaltungspersonal des Krankenhau-
ses und bis in die Sozialbehörde hinein,
sodass eine Datenübermittlung an die
Ausländerbehörde unzulässig ist. In der
Praxis bestehen jedoch auch hier Un-
wissen und Unsicherheiten fort und es
hängt vom Einsatz und Engagement der
Häuser und Mitarbeitenden ab, ob ange-
messen versorgt wird [1–3]. Vielerorts
versuchen niedrigschwellige medizini-
sche Anlaufstellen für Menschen ohne
Krankenversicherungsschutz, den feh-
lenden Zugang zur Regelversorgung zu
kompensieren.

Mit der vorliegenden Arbeit wird
der Forschungsstand zur gesundheitli-
chen Versorgung von Menschen ohne
gültige Aufenthaltspapiere in Deutsch-

land erstmals systematisch aufgearbeitet.
Schwerpunkt lag dabei auf der Frage,
welche rechtlichen und praktischen Zu-
gangsbarrieren zur gesundheitlichen
Versorgung für diese Personengruppen
bestehen,wie dieVersorgungderzeit aus-
gestaltet ist und welche rechtlichen und
praktischen Maßnahmen zu ergreifen
sind, um bestehende Versorgungslücken
zu schließen.

Die Arbeit basiert konzeptionell auf
einemmenschenrechtlichenVerständnis
von Gesundheit, das den diskriminie-
rungsfreien Zugang zu Gesundheitsleis-
tungen als universelles Recht betont [4].
Ergänzend dient das WHO-Modell der
sozialen Determinanten von Gesundheit
als analytischer Rahmen, um strukturelle
und gesellschaftliche Ursachen gesund-
heitlicher Ungleichheit von Menschen
ohne Papiere zu erfassen [5, 6].

Methoden

Scoping-Reviews sind geeignet, um den
Umfang, die Vielfalt und Charakteristika
von Literatur zu einem wenig beforsch-
tenThema darzustellen und Forschungs-
lücken aufzuzeigen [7, 8]. Die Beschrei-
bung des Vorgehens, der Datenextrakti-
on, Datensynthese und Auswertung fol-
gen den Preferred Reporting Items for
Systematic Reviews and Meta-Analyses
Extension for Scoping Reviews (PRIS-
MA-ScR; [8]). Das a priori festgelegte
Studienprotokoll wurde am 02.02.2024
auf der Seite des Open Science Frame-

Bundesgesundheitsblatt - Gesundheitsforschung - Gesundheitsschutz 6 · 2026 657

https://doi.org/10.1007/s00103-026-04210-0
http://crossmark.crossref.org/dialog/?doi=10.1007/s00103-026-04210-0&domain=pdf


Originalien und Übersichten

Tab. 1 Ein- undAusschlusskriterien des Scoping-Reviews
Kriterium PCC-

Merk-
mal

Einschlusskriterien Ausschlusskriterien

Literatur bezieht sich auf keine der genannten GruppenMenschen
ohne gülti-
ge Aufent-
haltspapie-
re

„Popula-
tion“

Die Literatur bezieht sich auf Menschen ohne gültige Auf-
enthaltspapiere und auf Personengruppen, denen Men-
schen ohne gültige Aufenthaltspapiere angehören können

Im Volltext wird erkennbar, dass der Aufenthaltsstatus der un-
tersuchten Population nicht Gegenstand der Untersuchung oder
der Ergebnisse ist

Gesund-
heitsversor-
gung

„Con-
cept“

Die Literatur beschäftigt sich mit den o.g. Gruppen im Kon-
text von Gesundheitsversorgung

Ein Zusammenhangmit Gesundheitsversorgung wird nicht
beschrieben oder diskutiert

Bezug zu
Deutsch-
land

„Con-
text“

Literatur zur Situation in Deutschland, auch im Vergleichmit
anderen Ländern
Oder Literatur, die deutsche Städte, Ansätze oder Anlaufstel-
len vergleicht

Literatur befasst sich nicht mit der Situation in Deutschland bzw.
beinhaltet keinen Vergleichmit Deutschland oder deutschen
Städten, Ansätzen oder Anlaufstellen

Wissenschaftliche, empirische und fachpolitische Literatur
aus den Bereichen Gesundheit, Soziales und Recht

Graue Literatur (unveröffentlichte Qualifizierungsarbeitenab
Masterniveau, Evaluationsberichte, Statistiken)

Literatur in deutscher oder englischer Sprache

Arten der
Quellen

–

Veröffentlicht oder verfasst zwischen 2005 und 2024

Zeitschriftenartikel journalistischer Art, Handreichungen, politi-
sche Handlungsempfehlungen, Pressemitteilungenund -berich-
te, Ratgeber

Tab. 2 AuswahlderLiteraturdatenbanken
nach Fachbereich

Bereich Daten-
bank

Platt-
form

Medizin/Versorgung Medline Ovid

Pflege CINAHL EBSCO-
host

Psychologie PSYNDEX EBSCO-
host

Sozialwissenschaften SocINDEX EBSCO-
host

Rechtswissenschaf-
ten

Juris Juris

work registriert und am 05.03.2024 ver-
öffentlicht (https://osf.io/u3nwk).

Die Ein- und Ausschlusskriterien
(. Tab. 1) orientierten sich an denMerk-
malen „Population“, „Concept“ und
„Context“ (PCC) sowie an den „Ar-
ten der Quellen“ nach Peters et al. [9].
4 Population: Menschen ohne gültige

Aufenthaltspapiere
4 Concept: GesundheitlicheVersorgung

(ambulant, stationär, rechtliche Situa-
tion, Behandlungsanlässe, wirtschaft-
liche Aspekte, Parallelstrukturen)

4 Context: Situation in Deutschland,
auch im Vergleich mit anderen
Ländern

4 Arten der Quellen: wissenschaftliche,
empirische und fachpolitische Lite-
ratur; journalistische Artikel waren
nicht Gegenstand der Analyse

Der Suchzeitraum wurde auf die Jahre
2005–2024 eingegrenzt, da das Thema
erst seit etwa 2005 mit dem Aufkommen
zivilgesellschaftlicher medizinischer An-
laufstellen und fachlichem Engagement
aus dem Gesundheitswesen verstärkt
fachpolitische und wissenschaftliche
Aufmerksamkeit erhalten hat.

Das Thema stellt einen Querschnitts-
bereich aus (Sozial-)Medizin, Public
Health und Versorgungsforschung so-
wie Rechtswissenschaften dar. Daher
wurden Literaturdatenbanken aus all
diesen Bereichen einbezogen (. Tab. 2).

Um zusätzlich graue Literatur, wie
zum Beispiel Evaluationsberichte oder
zivilgesellschaftliche Arbeitspapiere, be-
rücksichtigen zu können, wurden Sach-
verständigennetzwerke (u. a. wissen-
schaftliche Fachgesellschaften, fachpoli-
tische Verbände und Nichtregierungs-
organisationen – NGOs) per E-Mail
kontaktiert sowie Google Scholar sys-
tematisch nach relevanten Ergebnissen
durchsucht. Mit dem Programm Publish
or Perish wurde eine auf Google Scholar
angepasste Suchstrategie angewendet
und die ersten 300 Ergebnisse in das
Screening eingeschlossen. So wurde si-
chergestellt, dass auch Publikationen, die
nicht in den genannten Datenbanken
auffindbar sind, eingeschlossen werden
können.

Die Begriffe und Synonyme der Such-
strategiewurdenmitUnterstützungeines
thematisch einschlägigen Fachnetzwerks
sowie bibliotheksmethodischerBeratung
entwickelt. Die Suchstrategie wurde von
einem zweiten Reviewer anhand der
PRESS-Checkliste (Peer Review of Elec-
tronic Search Strategies; [10]) geprüft
und entsprechend überarbeitet.

Die identifizierten Quellen durchlie-
fen einenmehrstufigen Screeningprozess
(. Abb. 1), bei dem zunächst die Dupli-
kate entferntwurden.DasLiteraturscree-
ning erfolgte mithilfe einer aufgrund der
Ein- und Ausschlusskriterien festgeleg-
ten Checkliste: Titel/Abstract verblindet
durch 2 Reviewer, anschließend Diskus-
sion von Konflikten, zuletzt Screening
derVolltextedurcheineReviewerin.Titel
ohne Abstract wurden nach spezifischen
Schlüsselwörtern gescreent und gegebe-
nenfalls ausgeschlossen. Der bis hierher
beschriebene Screeningprozess fand im
Rahmen der Masterarbeit von C. Ochs
statt. Für den vorliegenden Artikel fan-
den Nachrecherchen statt, wodurch der
Literaturkorpus leicht modifiziert und
um 8 Quellen ergänzt wurde.

Die Ergebnissewurden imSinne einer
narrativen Synthese aufbereitet, indem
Studien nach zentralen Themen, Kon-
zepten und theoretischen Bezügen ge-
ordnet und deskriptiv zusammengefasst
wurden. Die Befunde wurden thema-
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Gesundheitliche Versorgung vonMenschen ohne gültige Aufenthaltspapiere in Deutschland – Ein
Scoping-Review

Zusammenfassung
Hintergrund. Menschen ohne gültige
Aufenthaltspapiere haben in Deutschland
einen erschwerten Zugang zur Gesund-
heitsversorgung. Sie haben Anspruch auf
eingeschränkte Gesundheitsleistungen nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz, können
diesen aufgrund der Übermittlungspflichten
der Sozialbehörden jedoch nicht einlösen,
ohne Aufdeckung und Abschiebung zu
riskieren. Mit der vorliegenden Arbeit wird
der Forschungsstand zur gesundheitlichen
Versorgung dieser Bevölkerungsgruppe
erstmals systematisch aufgearbeitet.
Methoden. Die Literaturrecherche erfolgte
nach dem PRISMA Statement für Scoing
Reviews (PRISMA-ScR) in den Datenbanken
Medline, CINAHL, PSYNDEX, SocINDEX und

Juris sowie mittels ergänzender E-Mail-
Anfragen und per Handsuche. Eingeschlossen
wurden Arbeiten aus den Jahren 2005–2024.
Die Daten wurden im Hinblick auf rechtliche,
strukturelle und praktische Zugangsbarrieren
und Versorgungslücken sowie auf empfohlene
Maßnahmen analysiert.
Ergebnisse. Es konnten insgesamt 88 Arbeiten
eingeschlossenwerden, die mehrheitlich auf
quantitativenDatenerhebungen basieren. Die
vorliegenden Studien zeigen, dass der Zugang
zu gesundheitlicher Versorgung für Menschen
ohne gültige Aufenthaltspapiere zumeist
nicht über eine Notfallversorgung hinausgeht
und durch Therapieunterbrechungen und
fehlende Kontinuität geprägt ist. Zivilge-
sellschaftliche Anlaufstellen und anonyme

Behandlungsscheine kompensieren beste-
hende Lücken teilweise, bieten jedoch keine
adäquate Alternative zur Regelversorgung.
Diskussion.Menschen ohne Papiere sind trotz
zivilgesellschaftlicher Initiativen unterver-
sorgt, das Recht auf Gesundheit wird nicht
umgesetzt. Zukünftige Forschungsarbeiten
sind an den forschungsethischen Grundsätzen
der Fürsorge, der Schadensminimierung
und der Selbstbestimmungder Betroffenen
auszurichten.

Schlüsselwörter
Undokumentierte Migrant:innen · Menschen
ohne Papiere ·Menschenrecht aufGesundheit ·
Zugangsbarrieren · Nichtversicherte

Access to healthcare for undocumented migrants in Germany—a scoping review

Abstract
Background. Undocumented migrants
in Germany face significant challenges in
accessing healthcare. Although they are
entitled to limited health services under the
Asylum Seekers’ Benefits Act, they cannot
utilize these serviceswithout risking detection
and deportation due to reporting obligations
of social authorities. This study systematically
reviews the existing research on healthcare
access in this population in Germany for the
first time.
Methods. The literature research was
conducted following the PRISMA-ScR
standard in the databases Medline, CINAHL,
PSYNDEX, SocINDEX, and Juris, with additional

information gathered through supplementary
email inquiries and manual searches. Studies
from the years 2005–2024 were included. The
data were analyzed regarding legal, structural,
and practical access barriers and treatment
gaps as well as recommendedmeasures.
Results. A total of 88 studies were included,
most of which are based on quantitative data
collection. The studies reveal that access to
healthcare for people without valid residence
permits is usually limited to emergency
care and is characterized by treatment
interruptions and a lack of continuity in
care. Humanitarian healthcare provision and
anonymous healthcare vouchers partially

compensate for existing gaps, but do not offer
an adequate alternative to regular care.
Discussion. Despite civil society initiatives,
undocumented migrants are underserved,
and the right to health is not implemented.
Future research should be aligned with
the research ethics principles of care, harm
minimization, and the self-determination of
those affected.

Keywords
Undocumented migrants · Undocumented
people · Human right to health · Access
barriers · Uninsured

tisch entsprechend den Fragestellungen
zusammengestellt, um Gemeinsamkei-
ten, Unterschiede und Forschungslücken
sichtbar zu machen [8, 9].

Ergebnisse

Merkmale der analysierten
Literatur

Insgesamt wurden 88 Arbeiten in den
Scoping-Review eingeschlossen, über-
wiegend wissenschaftliche Fachartikel
(n= 44), daneben aber auch Forschungs-

berichte und graue Literatur (n= 30),
Qualifizierungsarbeiten (n= 9) und Bü-
cher bzw. Buchbeiträge (n= 5).

Der Mehrzahl der eingeschlossenen
Arbeiten (n= 57) liegen empirische Da-
ten zugrunde. In 31 Arbeiten werden
quantitative Daten berichtet, wobei teils
auf statistische Routinedaten aus der
Beratungs- oder Versorgungspraxis von
Anlaufstellen für Menschen ohne Kran-
kenversicherungsschutz zurückgegriffen
wird. In 19 Arbeiten werden qualitative
Daten berichtet, wobei zumeist Ex-
pert:innen und Gesundheitsfachkräfte,

teils auch Patient:innen interviewt wur-
den. In 7 Arbeiten wird ein Methoden-
Mix angewendet. 31 nichtempirische
Arbeiten wurden einbezogen, darunter
27 rechts-, sozial- oder politikwissen-
schaftliche Arbeiten und 4 systematische
Literaturübersichten.

17 der eingeschlossenen Arbeiten be-
fassen sich mit internationalen Verglei-
chen. 26 Arbeiten befassen sich mit der
gesundheitlichen Versorgung von ver-
schiedenenPersonengruppeninvulnera-
blen Lebenssituationen und fokussieren
nicht ausschließlich auf Menschen ohne
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Abb. 18 Literaturscreeningprozess. PRISMA-Flussdiagrammdes Scoping-Reviews

gültige Aufenthaltspapiere. 27 Arbeiten
beschreiben die Arbeit bestehender An-
laufstellen für Menschen ohne Kranken-
versicherungsschutz,daruntersind4wis-
senschaftliche Evaluationen. 4 Arbeiten
befassen sich vorrangig mit der statio-
nären Notfallversorgung von Menschen
ohne gültige Aufenthaltspapiere bzw. oh-
ne Krankenversicherungsschutz.

17 Arbeiten befassen sich mit be-
stimmten Versorgungsbereichen, wie
zum Beispiel mit reproduktiver Gesund-
heit [11–15], Infektionsmedizin [16–
20], Kinder und Jugendmedizin [21, 22],
psychischer Gesundheit [23, 24], Pallia-
tivversorgung [25] oder Suchtmedizin
[26] und Zahnmedizin [27].

Rechtliche Barrieren und
Versorgungslücken

Situation in Deutschland. Die unter-
suchtenForschungsarbeiten zeigenüber-
einstimmend, dass Menschen ohne gül-
tige Aufenthaltspapiere in Deutschland
einen stark erschwerten Zugang zur
Gesundheitsversorgung haben. Der ein-
gangs skizzierte Sachverhalt, dass diese
Menschen in der Praxis ihr Recht auf
gesundheitliche Versorgung nicht in
Anspruch nehmen können, wird in
deutlichem Kontrast zu internationalen
Vorgaben zum Recht auf Gesundheit
gesehen [1–3, 28, 29].

Verschiedenste rechts- und politik-
wissenschaftliche Arbeiten [1, 3, 14,

28, 30] stellen heraus, dass die Über-
mittlungspflichten öffentlicher Stellen
nach § 87 Abs. 2 AufenthG, denen
die Sozialämter unterliegen, nicht mit
dem Grundgesetz vereinbar sind so-
wie mit völkerrechtlichen und europa-
rechtlichen Vorgaben zum Recht auf
Gesundheit, wie dem Internationalen
Pakt über wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte (UN-Sozialpakt), dem
UN-Übereinkommen zur Beseitigung
jeder Form von Diskriminierung der
Frau (CEDAW), dem Internationalen
Übereinkommen zur Beseitigung jeder
Form von rassistischer Diskriminierung
(ICERD) und der UN-Kinderrechtskon-
vention (UN-KRK). Der deutsche Staat
ist von UN-Menschenrechtsausschüs-
sen wiederholt aufgefordert worden, die
Übermittlungspflichten abzuschaffen,
damit die betroffenen Personengruppen
gesundheitlicheVersorgung inAnspruch
nehmen können.

Die Frage, ob Gesundheitsfachkräf-
te sich strafbar machen können, wenn
sieMenschenohne Papieremedizinische
Hilfe leisten, ist rechtlich eindeutig ge-
klärt.DasBundesministeriumdesInnern
stellte im Jahr 2007 klar, dass die gesund-
heitlicheVersorgungvonMenschenohne
Papiere nicht vom Tatbestand des § 96
Abs. 1 Nr. 2 AufenthG, Hilfe zum illega-
len Aufenthalt, erfasst wird [31]. Im Jahr
2009 wurde dies durch die Allgemeine
Verwaltungsvorschrift der Bundesregie-

rung zum Aufenthaltsgesetz (AufenthG-
VwV, Nr. 95.1.4) bekräftigt2 [33].

Ebenso ist eindeutig geklärt, dass die
Übermittlungspflichtennicht fürBerufs-
gruppen gelten, die gemäß § 203 Abs. 1
Strafgesetzbuch (StGB) der Schwei-
gepflicht unterliegen, wie zum Bei-
spiel Ärzt:innen, Psychotherapeut:innen
sowie weitere Heilberufe, Sozialarbei-
ter:innenundMitarbeitendeinFamilien-,
Sucht- und Schwangerschaftskonfliktbe-
ratungsstellen [32].

InBezug auf dieNotfallversorgung im
Krankenhaus macht die Literatur deut-
lich, dass Krankenhäuser im medizini-
schen Notfall verpflichtet sind, Hilfe zu
leisten,auchwennkeinKrankenversiche-
rungsschutzbesteht.Siekönnennach§6a
AsylbLG, dem sogenannten „Nothelfer-
paragraphen“, rückwirkend eine Kosten-
übernahme beim Sozialamt beantragen
[2, 29].

ImJahr2009stellt dieAllgemeineVer-
waltungsvorschrift der Bundesregierung
zum Aufenthaltsgesetz (AufenthG-VwV,
Nr. 88.2.4.0; [33]) klar, dass sich die ärzt-
liche Schweigepflicht auchaufdasmit der
Abrechnung befasste Verwaltungsperso-
nal einesKrankenhausesbeziehtundsich
bis in die Sozialbehörde hinein verlän-
gert. EineDatenübermittlung andieAus-
länderbehörde ist in diesem Falle also
unzulässig [2, 29, 33].

Einige Forschungsarbeiten untersu-
chen die Auswirkungen der bestehenden
Ausschlüsse und zeigen, dass Menschen
ohne gültige Aufenthaltspapiere oft über
lange Zeit unversorgt bleiben und häufig
an Komplikationen und Folgeerkran-
kungen leiden [34, 35]. Zudem führt
Krankheit nicht selten zum Verlust der
Lohnarbeit und zu ökonomischen Ein-
bußen [36]. Von allen Personengruppen,
die inDeutschland trotzder seit demJahr
2009geltendenallgemeinenKrankenver-

2 „Handlungen von Personen, die im Rahmen
ihres Berufes oder ihres sozial anerkannten
Ehrenamtes tätig werden (insbesondere Apo-
theker, Ärzte, Hebammen, Angehörige von
Pflegeberufen, Psychiater, Seelsorger, Lehrer,
Sozialarbeiter, Richter oder Rechtsanwälte),
werden regelmäßig keine Beteiligung leisten,
soweit die Handlungen sich objektiv auf die
Erfüllung ihrer rechtlich festgelegten bzw.
anerkannten berufs-/ehrenamtsspezifischen
Pflichtenbeschränken“ [33].
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sicherungspflicht keinen oder nur einge-
schränkten Zugang zur Regelversorgung
haben, haben Menschen ohne Papiere
die schlechtesten Zugangsmöglichkeiten
zu gesundheitlicher Versorgung [37, 38].

Gottlieb und Ben Mocha (2018) beo-
bachteten, dass die aus dem Menschen-
recht auf Gesundheit abgeleitete Argu-
mentation im politischen Diskurs zu-
nehmend keine Wirkung mehr zeigt. So
werde verstärkt argumentiert, dass Men-
schen ohne Papiere nicht Teil der Soli-
dargemeinschaft seien [39].

EuropäischerVergleich.DieQuellenzei-
gen, dass auch in anderen europäischen
LändernMenschen ohne gültige Aufent-
haltspapiere einen erschwerten Zugang
zu gesundheitlicher Versorgung haben.
Zugangsbarrierensindbeispielsweiseho-
he Kosten, Sorgen vor Aufdeckung und
Abschiebung sowie Unsicherheiten, feh-
lende Kenntnisse und restriktive Aus-
legungen der bestehenden Regelungen
durchMitarbeitende imGesundheitswe-
sen [40]. Als schwierig gilt insbesondere
der Zugang zur ambulantenRegelversor-
gung und zu psychotherapeutischer Un-
terstützung. Inmehreren Staaten der Eu-
ropäischen Union (EU) ist auch der Zu-
gang zur Notfallversorgung nicht gege-
ben [30]. Die Folgen sind eine verspätete
Inanspruchnahme von Gesundheitsleis-
tungen, fehlendeVersorgungskontinuität
undUnterversorgung [15, 24, 30, 40–43].

Praktische Barrieren und
Versorgungslücken

Sprachbarrieren. InderLiteraturwerden
Sprachbarrieren als maßgebliche Hürde
beschrieben [24, 41]. Daten aus Anlauf-
stellen zeigen, dass zwischen 73–80%der
versorgten Menschen eine Sprachmitt-
lung in der Versorgungssituation benö-
tigen [44–50].

Unsicherheiten und fehlendes Wissen.
Unsicherheiten von Gesundheitsfach-
kräften und Verwaltungspersonal über
die rechtliche Situation und die beste-
hendenHandlungsoptionenstelleneinen
relevanten limitierenden Faktor dar. Oft
sind Mitarbeitenden in Gesundheitsein-
richtungen die bestehenden Rechtsvor-
schriften nicht oder nicht ausreichend

bekannt, was dazu führen kann, dass
papierlose Patient:innen rechtswidrig
an die Ausländerbehörde oder Polizei
gemeldet werden [18, 30, 51]. Einige Ar-
beiten weisen darauf hin, dassMenschen
ohne Papiere sich im Gesundheitswesen
oftmals nicht gut auskennen und sie mit
bestehenden Unterstützungsstrukturen
nicht vertraut sind [51, 52]. Dagegen
betont Huschke, dass Betroffene nicht
selten über spezifische Kenntnisse zu in-
formellenNetzwerken undAnlaufstellen
verfügen und es nicht hilfreich sei, sie
lediglich als hilflose Opfer darzustellen
[53].

Fehlendes Vertrauen und rassistische
Diskriminierung. Als eine weitere Zu-
gangsbarriere zu gesundheitlicher Ver-
sorgung wird fehlendes Vertrauen in
das Gesundheitswesen und in staatli-
che Stellen angeführt. Misstrauen werde
durchBerichte vonBekanntenunddurch
Erfahrungen mit rassistischer Diskrimi-
nierung geschürt [12]. Das Vertrauen
gegenüber Leistungserbringern der Re-
gelversorgung scheint geringer zu sein
als jenes gegenüber Anlaufstellen von
NGOs [24].

Ausgestaltung der Versorgung

Notfallversorgung durch Krankenhäu-
ser. Einige Forschungsarbeiten befassen
sich mit der Notfallversorgung von
Menschen ohne Krankenversicherungs-
schutz durch Krankenhäuser. Sie zeigen,
dass Krankenhäuser ihre Kosten für die
Behandlung selten oder nie erstattet
bekommen [2, 54, 55]. Viele Kranken-
häuser verlangen, dass Hilfesuchende
die Kosten für eine Notfallbehandlung
selbst tragen bzw. eine pauschale Summe
zahlen, bevor sie ärztlich gesehenwerden
[55, 56]. Auch der verlängerte Geheim-
nisschutz scheint oft nicht gewährleistet
zu sein, bisweilen informieren Mitarbei-
tende die Polizei, wenn Personen sich
nicht ausweisen können und keinen
Krankenversicherungsschutz nachwei-
sen [2, 55]. Zudem kann das Fehlen von
Leitfäden zur Versorgung vonMenschen
ohne Krankenversicherungsschutz dazu
führen, dass eine Behandlung verweigert
wird [24, 43]. Es konnte jedoch gezeigt
werden, dass durch die Beratung von

ausreichend qualifizierten Sozialdiens-
ten in vielen Fällen ein Kostenträger für
die Notfallversorgung ausfindig gemacht
werden kann [37].

Parallelstrukturen der Versorgung. In
einigen Forschungsarbeiten stehen nied-
rigschwellige Anlaufstellen für Men-
schenohneKrankenversicherungsschutz
im Mittelpunkt der Analyse Diese Stel-
len gibt es in vielen Städten und einigen
Bundesländern, sie unterscheiden sich
stark in ihrer Ausgestaltung, Finanzie-
rung und ihren Handlungsmöglichkei-
ten. Manche Anlaufstellen bieten eine
sozialrechtliche Beratung an, einige ver-
fügen über Behandlungsbudgets, über
die sie eine eingeschränkte Versorgung
im Regelsystem finanzieren können,
manche Anlaufstellen vermitteln an
Netzwerke ehrenamtlich unterstützen-
der Ärzt:innen und andere halten selbst
medizinische Sprechstunden vor [21, 38,
56, 57].

In den 1990er/2000er-Jahren haben
vor allem kirchlich-karitative und poli-
tisch-aktivistische Initiativen praktische
Unterstützungsarbeit geleistet. Diese
haben unentgeltlich gearbeitet oder wa-
ren über Spendengelder finanziert. Seit
den 2010er-Jahren werden vermehrt
anonyme Behandlungsschein-Projekte
und Clearingstellen errichtet, die durch
kommunale oderLandesmittel finanziert
werden [58]. Auch beim Öffentlichen
Gesundheitsdienst gibt es Anlaufstellen
für Menschen, die keinen Zugang zur
Regelversorgung haben [1, 11, 18, 20,
29].

In vielen Forschungsarbeiten werden
die Behandlungsanlässe und Diagnosen
von Patient:innen, die sich in Anlauf-
stellen vorstellen, untersucht. Belastba-
re Rückschlüsse auf die Krankheitslast
in der Population, auf bestehende Be-
handlungsbedarfe oder auf Unterschiede
zwischenMenschenmit und ohne Kran-
kenversicherungsschutz können aus den
vorliegenden Daten jedoch nicht gezo-
gen werden [23, 27, 35, 36, 44–50, 59–
62].

Bundesgesundheitsblatt - Gesundheitsforschung - Gesundheitsschutz 6 · 2026 661



Originalien und Übersichten

Grenzen von Parallelstrukturen
und Einsatz für strukturelle
Lösungen

In mehreren Forschungsarbeiten wird
aufgezeigt, dassdie zumeistprekärausge-
statteten Anlaufstellen der Parallelstruk-
turen die bestehenden Versorgungs-
lücken nach wie vor nur unzureichend
füllen.Dies reichenicht aus, umdie staat-
liche Pflicht zur Gewährleistung eines
gesundheitlichen Existenzminimums zu
erfüllen [3, 63]. Viele Arbeiten beschrei-
ben zudem die praktischen Grenzen von
Parallelstrukturen, wie geringe finan-
zielle und personelle Ressourcen [21,
27, 63], eingeschränkte Öffnungszeiten
[21] und, insbesondere bei ehrenamt-
lich organisierten Anlaufstellen, eine
oft große Fluktuation der Helfenden
[54]. Bei kostenintensiven Behandlun-
gen chronischer Erkrankungen stießen
Anlaufstellen regelmäßig an ihre Gren-
zen [27, 34], bestehende Behandlungs-
budgets seien oft nicht ausreichend [62].
Komplexere Versorgungsprozesse zu ko-
ordinieren und Krankenhausaufenthalte
zu organisieren sei herausfordernd [34].
Für Ärzt:innen gehe eine über Parallel-
strukturen organisierte Versorgung mit
einem größeren Mehraufwand einher
[38] und für Anlaufstellen werde es
zunehmend schwieriger, kooperieren-
de Gesundheitseinrichtungen zu finden
[62].

Als problematisch werden zudem
Machthierarchien und Abhängigkeitss-
trukturen in Parallelstrukturen beschrie-
ben [54]. Von Hilfesuchenden werde
bisweilen erwartet, dass sie bedürftig
erscheinen und Dankbarkeit gegenüber
den ehrenamtlich Helfenden äußern
[64]. Im öffentlichen Diskurs könne das
Nebeneinander von Regelversorgung
und Parallelstrukturen die Annahme
befördern, dass manche Personengrup-
pen eine gesundheitliche Versorgung in
geringerem Maße verdient hätten und
ihre Versorgung daher mit geringerem
Aufwand geleistet werden könne [34,
56].

In Hinblick auf strukturelle Lösungen
heben einige Arbeiten hervor, dass viele
zivilgesellschaftliche Initiativennichtnur
praktische Unterstützungsarbeit leisten,
sondern auch für politische Lösungen

eintreten, beispielsweise durch die Mit-
wirkung in Bündnissen wie der Kam-
pagne „GleichBeHandeln“ [56]. Oft wird
betont, dass man langfristig auf die Ab-
schaffung der nur als Interimslösung ge-
dachten Anlaufstellen hinarbeite [38, 57,
62]. Zugleich wird in der Literatur deut-
lich, dass Politik undVerwaltungdie Par-
allelstrukturen von Beginn an überwie-
gendwertschätzenundbeispielsweise auf
polizeiliche Kontrollen verzichteten [65,
66].

Kommunen wählen unterschiedliche
Strategien und Praktiken, um Menschen
ohnePapiereZugang zugesundheitlicher
Versorgungzuermöglichen,wiemehrere
Arbeiten aufzeigten [67–69]. Diese bein-
halten, die durch nationales Recht vorge-
gebenen rechtlichen Rahmenbedingun-
gen breit zu interpretieren, Netzwerke
aufzubauen, ressortübergreifendeAnsät-
ze zu entwickeln und eng mit zivilgesell-
schaftlichenAkteur:innenzusammenzu-
arbeiten [67, 68].Benanntwurdeauchdie
Möglichkeit, Zugang zu gesundheitlicher
Versorgung über einen sog. Stadtausweis
sicherzustellen [69].

Diskussion

Der vorliegende Scoping-Review bie-
tet eine systematische Aufarbeitung des
Forschungsstandes zur gesundheitlichen
Versorgung von Menschen ohne gülti-
ge Aufenthaltspapiere in Deutschland.
Die Ergebnisse verdeutlichen, dass der
Zugang zur Gesundheitsversorgung als
intermediäre soziale Determinante von
Gesundheit [2, 3] für Menschen ohne
Papiere stark eingeschränkt ist. Sie gehö-
ren zu den am schlechtesten versorgten
Gruppen im Gesundheitswesen, obwohl
sie durchaus über Leistungsansprüche
verfügen. Insbesondere die Übermitt-
lungspflichtennach§87Abs. 2AufenthG
verhindern die Inanspruchnahme von
Gesundheitsleistungen. Dies steht im
Widerspruch zu internationalen men-
schenrechtlichen Verpflichtungen und
lässt sich nicht mit der ethischen Norm
des Rechts auf Gesundheit im Sinne
einer angemessenen medizinischen Ver-
sorgung vereinbaren [4].

Hinzu kommen zahlreiche praktische
Zugangshürden zu gesundheitlicherVer-
sorgung, wie beispielsweise Sprachbar-

rieren. Unsicherheiten von Mitarbeiten-
den im Gesundheitswesen können dazu
führen,dass ausSorge,dasFalsche zu tun,
lieber gar nichts getan wird, dass Hand-
lungsspielräume unterschätzt und not-
wendige Behandlungen unterlassen wer-
den. Im schlimmsten Fall kann dies da-
zu führen, dass Gesundheitsfachkräfte
die Daten rechtswidrig an Ausländerbe-
hörden oder Polizei weitergeben, da sie
fälschlich meinen, dazu verpflichtet zu
sein.

In der Analyse der vorliegenden For-
schungsarbeiten fiel auf, dass auch eini-
ge der neueren Arbeiten hier nicht für
Klarheit sorgen, sondernbestehendeUn-
sicherheiten noch verstärken. Einige Ar-
beiten deuten an, dass Gesundheitsfach-
kräfte bei der Versorgung vonMenschen
ohne gültige Aufenthaltspapiere in ei-
nem „rechtlichen Graubereich“ handeln
würden. Andere Arbeiten implizieren,
die in Deutschland bestehenden Über-
mittlungspflichten bezögen sich auf Ge-
sundheitsfachkräfte.DerartigeUngenau-
igkeiten bergen die Gefahr, dass falsche
Informationen weiterverbreitet und Un-
sicherheiten unter Gesundheitsfachkräf-
ten noch verstärkt werden. Es liegt in der
Verantwortung von Forschenden, dem
entschieden entgegenzuwirken.

Auch wenn es mittlerweile vieler-
orts Anlaufstellen für Menschen ohne
Krankenversicherungsschutz gibt, kön-
nen diese nur eine fragmentierte und
unzureichende Gesundheitsversorgung
bieten und eine bedarfsgerechte Regel-
versorgung nicht ersetzen. Zum einen
spielen regionale Unterschiede eine Rol-
le: Solche Angebote sind vor allem in
größeren Städten, jedoch kaum in ländli-
chen Räumen vorhanden. Zum anderen
stoßendiese Strukturen insbesondere bei
chronischen und schweren Erkrankun-
gen, die aufwendige und kostenintensive
Behandlungen erfordern, an ihre Gren-
zen. Viele Anlaufstellen weisen immer
wieder deutlich auf die Probleme hin,
die durch den Aufbau paralleler Ver-
sorgungsstrukturen geschaffen werden,
und setzen sich für politische Lösungen
ein, die einen Zugang zur gesundheitli-
chen Regelversorgung für alle Menschen
sicherstellen.

Trotz der zunehmenden wissen-
schaftlichen Auseinandersetzung mit
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dem Thema bestehen weiterhin For-
schungslücken: Es fehlen Studien zur
Unter- und Fehlversorgung durch Paral-
lelstrukturen, beispielsweise im Rahmen
der Langzeitversorgung bei chronischen
und Mehrfacherkrankungen. Der ge-
nerell unzureichende Forschungsstand
zu rassistischer Diskriminierung in der
Gesundheitsversorgung in Deutsch-
land zeigt sich auch in der Literatur
zu diesem Thema [70]. Es fehlen zu-
dem partizipative Forschungsansätze,
die die Perspektiven und die Hand-
lungsfähigkeit (Agency) der Betroffenen
stärker einbeziehen [71, 72]. Im Sin-
ne einer reflexiven wissenschaftlichen
Professionalität wären ein stärkerer Ein-
bezug von Betroffenenperspektiven und
auch die jeweilige Selbstpositionierung
der Forschenden wünschenswert [73].
Zudem sind weitere Personengruppen,
wie beispielsweise viele in Deutschland
lebende Bürger:innen anderer EU-Staa-
ten, ebenfalls weitgehend vom Zugang
zu Gesundheitsleistungen ausgeschlos-
sen.3 Eine systematische Erfassung des
Forschungsstands zu dieserGruppewäre
ebenfalls sinnvoll, auchumVersorgungs-
lücken im Vergleich besser identifizieren
zu können.

Limitationen.Diese Studie unterliegt ei-
nigen methodischen Limitationen. Die
Literaturrecherche wurde bewusst sehr
breit angelegt, es wurde keine Einschrän-
kung auf wissenschaftliche Fachartikel
vorgenommen, sondern auch fachpoli-
tische Arbeiten wurden berücksichtigt.
Dies hat zur Folge, dass die Entschei-
dungüberEin-oderAusschlussnicht im-
mer eindeutig zu fällen war. Es ist nicht
gänzlich auszuschließen, dass relevante
Arbeiten übersehen wurden. Auch ein
Auswahl- bzw. Interpretationsbias durch
die Reviewer:innen ist nicht auszuschlie-
ßen. Viele Arbeiten wurden von zivil-

3 SeitVerabschiedungdesLeistungsausschluss-
gesetzes(§7SGBII,§23SGBXII)sinderwerbslose
Bürger:innen anderer EU-Staaten,wenn sie län-
ger als 3 Monate und weniger als 5 Jahre in
Deutschland leben, von Sozial- und Gesund-
heitsleistungen weitgehend ausgeschlossen.
Innerhalb von 2 Jahren können sie für ma-
ximal einen Monat Überbrückungsleistungen
erhalten,die aucheingeschränkteGesundheits-
leistungenbeinhalten.

gesellschaftlichen Initiativen und Orga-
nisationen durchgeführt. Diese bringen
einerseits wertvolle Forschungsperspek-
tiven mit, da sie über Wissen, Erfahrun-
gen und Zugänge verfügen, zugleich ist
aber in der Interpretation der Ergebnis-
se auch eventuelle Parteilichkeit in ihrer
Forschung zu berücksichtigen. Schließ-
lich weisen solche Studien teils ressour-
cenbedingt methodische Begrenzungen
auf und beruhen zumeist auf kleineren
regionalen Stichproben. Umfangreichere
vergleichende Analysen, auch mit ande-
ren europäischen Staaten, wären wün-
schenswert, auch um Transferpotenzia-
le von Good-Practice-Modellen für eine
bedarfsgerechte Versorgung zu identifi-
zieren.

Fazit

Menschen ohne gültige Aufenthaltspa-
piere in Deutschland sind erheblichen
Zugangshürden zur Gesundheitsver-
sorgung ausgesetzt und unterversorgt.
Rechtliche und praktische Barrieren
verschränken sich und verhindern eine
adäquateVersorgung, selbst inNotfällen.
Zivilgesellschaftliche Parallelstrukturen
spielen eine essenzielle Rolle, sind aber
keine bedarfsgerechte Alternative zur
Regelversorgung. Zukünftige Forschung
sollte sich angesichts des sensiblenHand-
lungsfeldes explizit forschungsethisch
positionieren und verstärkt Betroffenen-
perspektiven einbeziehen.
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